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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 23. Juni 1971 
verabschiedeten 


Gesetz über technische Assistenten in der 
Medizin (MTA-G) 

— Drucksachen VI/385, VI/2323 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Koschnick 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 25. Juni 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 
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Drucksache VI/2418 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über technische Assistenten in der Medizin 

(MTA-G) 


Zu den §§ 2 und 8 

1. In § 2 Nr. 3 und § 8 Satz 2 sind jeweils das 
Wort „dreijährigen" durch das Wort „zweijähri- 
gen" zu ersetzen. 

2. In § 8 Satz 2 sind die Worte „von einem Jahr" 
durch die Worte „von sechs Monaten" zu er- 
setzen. 

3. § 8 Satz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Bei einer Teilung des bisherigen Berufes der 
medizinisch-technischen Assistentin in die selb- 
ständigen Berufe der medizinisch-technischen La- 
borassistentin und der medizinisch-technischen 
Radiologieassistentin erscheint eine Ausbildung 
mit einem zweijährigen Lehrgang für jede der 
genannten Fachrichtungen fachlich ausreichend. 
Schon für den bisherigen Beruf der medizinisch- 
technischen Assistentin (Vollassistentin) betrug 
die Ausbildung einschließlich Praktikum ledig- 
lich zweieinhalb Jahre. Die vom Bundestag be- 


schlossene Fassung läuft der in der gesamten 
Bildungspolitik festzustellenden Tendenz, die 
Ausbildung zu straffen, zuwider. Sie steht aber 
auch in Widerspruch zum öffentlichen Gesund- 
heitsinteresse, denn sie trägt dazu bei, den gro- 
ßen Mangel an befähigten Fachkräften beider 
Richtungen noch weiter zu vergrößern, da die 
ohnehin zu wenigen Ausbildungsplätze dadurch 
noch knapper werden würden. 

Die Herabsetzung der Lehrgangsdauer hat zur 
Folge, daß auch die Dauer der inhaltlich über- 
einstimmenden Grundausbildung für jede Fach- 
richtung herabgesetzt werden muß. Eine gemein- 
same Grundausbildung von sechs Monaten er- 
scheint ausreichend. 

Daneben sollte auch die Vorschrift entfallen, wo- 
nach die Ausbildung einen der Fachhochschul- 
reife gleichwertigen Abschluß vermitteln muß. 
Dem Bildungsgesamtplan sollte nicht vorge- 
griffen werden, überdies ist gegenwärtig für das 
vorliegende Fachgebiet ein nichtärztlicher Beruf, 
der eine qualifizierte Ausbildung im Hochschul- 
bereich erfordert, nicht erforderlich. 
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